Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4170 


Zusammenstellung 


des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Reform des Strafrechts 

(1. StrRG) 


— Drucksachen V/32, V/2285, V/4094 — 


mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Sonderaussdiusses für 
die Strafrechtsreform — Drucksache V/4094 — bis auf die 

folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 


Artikel 1 

Strafgesetzbuch 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert; 

4. Die §§ 14 bis 19 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

„§ 14 

(1) Eine Freiheitsstrafe unter sechs Monaten 
verhängt das Gericht nur, wenn besondere Um- 
stände, die in der Tat oder der Persönlichkeit 
des Täters liegen, die Verhängung einer Frei- 
heitsstrafe zur Einwirkung auf den Täter oder 
zur Bewährung der Rechtsordnung unerläßlich 
machen. 

(2) Droht das Gesetz Geldstrafe nicht oder 
nur neben Freiheitsstrafe an und kommt eine 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten oder darüber 
nicht in Betracht, so verhängt das Gericht eine 
Geldstrafe, wenn nicht die Verhängung einer 
Freiheitsstrafe nach Absatz 1 unerläßlich ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


Artikel 1 

Strafgesetzbuch 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

4. Die §§ 14 bis 19 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

.§ 14 

(1) Eine Freiheitsstrafe unter sechs Monaten 
verhängt das Gericht nur, wenn besondere Um- 
stände, die in der Tat oder der Persönlichkeit 
des Täters liegen, die Verhängung einer Frei- 
heitsstrafe zur Einwirkung auf den Täter oder 
zur Verteidigung der Rechtsordnung unerläßlich 
machen. 

(2) unverändert 
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Beschlüsse des Sonderausschusses 

für die Strafrechtsreform 

9. Die §§ 23 bis 26 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

.§ 23 

(1) Bei der Verurteilung zu Freiheitsstrafe 
von nicht mehr als einem Jahr setzt das Gericht 
die Vollstreckung der Strafe zur Bewährung aus, 
wenn zu erwarten ist, daß der Verurteilte sich 
schon die Verurteilung zur Warnung dienen las- 
sen und künftig auch ohne die Einwirkung des 
Strafvollzugs keine Straftaten mehr begehen 
wird. Dabei sind namentlich die Persönlichkeit 
des Verurteilten, sein Vorleben, die Umstände 
seiner Tat, sein Verhalten nach der Tat, seine 
Lebensverhältnisse und die Wirkungen zu be- 
rücksichtigen, die von der Aussetzung für ihn 
zu erwarten sind. 

(2) Das Gericht kann unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 auch die Vollstreckung 
einer höheren Freiheitsstrafe, die zwei Jahre 
nicht übersteigt, zur Bewährung aussetzen, 
wenn besondere Umstände in der Tat und in 
der Persönlichkeit des Verurteilten vorliegen. 

(3) Bei der Verurteilung zu Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten wird die Voll- 
streckung nicht ausgesetzt, wenn die Bewährung 
der Rechtsordnung sie gebietet. 

(4) Die Strafaussetzung kann nicht auf einen 
Teil der Strafe beschränkt werden. Sie wird 
durch eine Anrechnung von Untersuchungshaft 
oder einer anderen Freiheitsentziehung nicht 
ausgeschlossen. 

48. Die §§ 166 und 167 erhalten folgende Fassung: 

§ 167 

(1) Wer 

1. den Gottesdienst oder eine gottes- 
dienstliche Handlung einer im Inland 
bestehenden Kirche oder anderen Re- 
ligionsgesellschaft böswillig stört oder 

2. an einem Ort, der dem Gottesdienst 
einer solchen Religionsgesellschaft 
gewidmet ist, beschimpfenden Unfug 
verübt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dem Gottesdienst stehen entsprechende 
Feiern einer im Inland bestehenden Welt- 
anschauungsvereinigung gleich. '' 


Artikel 44 
Beurkundung sgesetz 

§ 26 Abs. 2 des Beurkundungsgesetzes vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS....) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

9. Die §§ 23 bis 26 werden durch folgende Vor- 
schriften ersetzt: 

.§ 23 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Bei der Verurteilung zu Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten wird die Voll- 
streckung nicht ausgesetzt, wenn die Verteidi- 
gung der Rechtsordnung sie gebietet. 

(4) unverändert 


48, Die §§166 und 167 erhalten folgende Fassung: 

§ 167 

(1) Wer 

1. den Gottesdienst oder eine gottes- 
dienstliche Handlung einer im Inland 
bestehenden Kirche oder anderen Re- 
ligionsgesellschaft absichtlich und in 
grober Weise stört oder 

2. unverändert 


wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

(2) unverändert 


Artikel 44 

entfällt 
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Drucksache V/4170 


Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

a) Die Nummern 3 und 4 werden gestrichen; 

b) die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden Num- 
mern 3 bis 6, 


Artikel öO 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 1676 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Zuchthausstrafe oder zu einer Gefängnissfrafe" 
durch das Wort „Freiheitsstrafe" ersetzt. 

2. In § 1781 wird hinter der Nummer 3 der Strich- 
punkt durch einen Punkt ersetzt und die Num- 
mer 4 gestrichen. 

3. In § 2250 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 26 
Abs. 2 Nr. 2 bis 7" durch die Angabe „§ 26 
Abs. 2 Nr. 2 bis 5" ersetzt. 


Artikel 106 

Übergangsfassung einzelner Strafvorschriften 

(1) Vom 1. September 1969 bis zum Ablauf des 
31. März 1970 gilt folgendes: 

1. Die nachstehenden Vorschriften des Straf- 
gesetzbuches sind in folgender Fassung 
anzuwenden: 

.§ 23 

(1) Das Gericht setzt die Vollstreckung 
einer Gefängnis- oder Einschließungs- 
strafe von nicht mehr als einem Jahr 
oder einer Haftstrafe zur Bewährung aus, 
wenn zu erwarten ist, daß der Verurteilte 
schon unter der Einwirkung der Ausset- 
zung ein gesetzmäßiges und geordnetes 
Leben führen wird. Dabei sind namentlich 
die Persönlichkeit des Verurteilten, sein 
Vorleben, die Umstände seiner Tat, sein 
Verhalten nach der Tat, seine Lebensver- 
hältnisse und die Wirkungen zu berück- 
sichtigen, die von der Aussetzung für ihn 
zu erwarten sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


Artikel 50 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

Nummer 3 entfällt 

Artikel 101a 

Einschränkung von Grundrechten 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird 
durch § 24 Abs. 2 Satz 4 des Jugendgerichtsgesetzes 
in der Fassung des Artikels 11 Nr. 9 eingeschränkt. 

Artikel 106 

Übergangsfassung einzelner Strafvorschriften 

(1) Vom 1. September 1969 bis zum Ablauf des 
31. März 1970 gilt folgendes: 

1. Die nachstehenden Vorschriften des Straf- 
gesetzbuches sind in folgender Fassung 
anzuwenden: 

.§ 23 

(1) unverändert 
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Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

(2) Bei der Verurteilung zu Gefängnis- 
oder Einschließungsstrafe von mindestens 
sechs Monaten wird die Vollstreckung 
nicht ausgesetzt, wenn die Bewährung der 
Rechtsordnung sie gebietet. 

§ 27 b 

(1) Eine Freiheitsstrafe unter sechs Mo- 
naten verhängt das Gericht nur, wenn be- 
sondere Umstände, die in der Tat oder 
der Persönlichkeit des Täters liegen, die 
Verhängung einer Freiheitsstrafe zur Ein- 
wirkung auf den Täter oder zur Bewäh- 
rung der Rechtsordnung unerläßlich ma- 
chen. 

(2) Droht das Gesetz Geldstrafe nicht 
oder nur neben Freiheitsstrafe oder nur 
bei mildernden Umständen an und kommt 
eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
oder darüber nicht in Betracht, so ver- 
hängt das Gericht eine Geldstrafe {§§ 27, 
27 a, 27 c), wenn nicht die Verhängung 
einer Freiheitsstrafe nach Absatz 1 uner- 
läßlich ist. Ist Freiheitsstrafe mit einem 
erhöhten Mindestmaß angedroht, so ist 
die Geldstrafe so zu bemessen, daß die 
Ersatzfreiheitsstrafe dieses Mindestmaß 
nicht unterschreitet." ; 

2. die nachstehenden, in Artikel 1 Nr. 48, 
49, 52, 60, 63 und 78 bezeichneten Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches sind in fol- 
gender Fassung anzuwenden: 

§ 167 

(1) Wer 

1. den Gottesdienst oder eine got- 
tesdienstliche Flandlung einer 
im Inland bestehenden Kirche 
oder anderen Religionsgesell- 
schaft böswillig stört oder 

2. an einem Ort, der dem Gottes- 
dienst einer solchen Religions- 
gesellschaft gewidmet ist, be- 
schimpfenden Unfug verübt, 

wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dem Gottesdienst stehen entspre- 
chende Feiern einer im Inland bestehen- 
den Weltanschauungsvereinigung gleich. 


Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 

(2) Bei der Verurteilung zu Gefängnis- 
oder Einschließungsstrafe von mindestens 
sechs Monaten wird die Vollstreckung 
nicht ausgesetzt, wenn die Verteidigung 
der Rechtsordnung sie gebietet. 

§ 27 b 

(1) Eine Freiheitsstrafe unter sechs Mo- 
naten verhängt das Gericht nur, wenn be- 
sondere Umstände, die in der Tat oder 
der Persönlichkeit des Täters liegen, die 
Verhängung einer Freiheitsstrafe zur Ein- 
wirkung auf den Täter oder zur Verteidi- 
gung der Rechtsordnung unerläßlich ma- 
chen. 

(2) unverändert 


2. die nachstehenden, in Artikel 1 Nr. 48, 
49, 52, 60, 63 und 78 bezeichneten Vor- 
schriften des Strafgesetzbuches sind in fol- 
gender Fassung anzuwenden: 

§ 167 

(1) Wer 

1. den Gottesdienst oder eine got- 
tesdienstliche Handlung einer 
im Inland bestehenden Kirche 
oder anderen Religionsgesell- 
schaft absichtlich und in grober 
Weise stört oder 

2. unverändert 


wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) unverändert 


Bonn, den 7. Mai 1969 
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